
Am 24. Juli 2012 hatte 
die Friedrich-Ebert-
Stiftung zu einem 
Festakt zum 150. Ge-
burtstag von Heinrich 
Peus nach Dessau ins 
Bauhaus eingeladen. 
Dabei ist der Sozial-
demokrat Peus heute 
nur noch Wenigen 
bekannt. Wer war er? 
Und warum wurde 
gerade das Bauhaus 
zum Ort einer Fest-

veranstaltung erkoren? 
Peus war ein Visionär, er und das Bauhaus gehören zu-
sammen. So stellte Prof. Dr. Helga Grebing in ihrem Ein-
führungsvortrag eindrucksvoll dar, mit welcher Energie 
sich der gesellschaftliche Umbruch in den Jahre nach 
dem Ersten Weltkrieg vollzog, nicht nur in den Großstäd-
ten, auch in der Provinz. Weimar und Dessau, zwei Pro-
vinzstädte, machten in dieser Zeit 
Geschichte. Soziales Denken und 
soziales Bauen, Design und Indus-
trie, Kunst und die Bewertung der 
Geschlechter zeigten neue Ansätze 
und Ideen. Doch der Prozess wurde 
durch konservative Kräfte gestoppt. 
1925 wechselte das Bauhaus nach 
Dessau und erlebte dort bis zum 
Machtantritt der Nazis seine Blüte-
zeit. Das Bauhausgebäude in Des-
sau wurde zur Ikone der Moderne und zur Wirkungsstätte 
von Peus. „Er war ein Politiker im Kraftfeld der Moderne“, 
wie Prof. Dr. Scheifelle und Klaus Wettig in ihren Festvor-
trägen herausarbeiteten. Stadtentwicklung, Architektur, 
soziales Denken und Politik gehörten für ihn zusammen. 
Ohne Heinrich Peus wäre das Bauhaus damals wohl nicht 
nach Dessau gekommen und das Land Sachsen-Anhalt 
heute um ein Markenzeichen ärmer.
Peus, der 1862 in Eberfeld dem heutigen Wuppertal ge-
boren wurde, kam aus einer Handwerkerfamilie. Er ging 
nach Berlin und studierte dort Theologie, Ökonomie und 
Geschichte. Er selbst bezeichnete sich als Monist, als je-
mand der alles auf ein Grundprinzip zurückführt. Anfäng-
lich lebte er als Schriftsteller, die Wurzeln seiner späteren 
Tätigkeit als Verleger und Herausgeber. 1890 trat Heinrich 
Peus in die SPD ein und errang für sie politische Manda-
te. Er war Mitglied des Reichstags der Weimarer Republik 
und des Anhaltischen Landtags, dem er 10 Jahre auch als 
Präsident vorsaß. 
Er war aber auch Kommunalpolitiker. 33 Jahre vor dem 
Bauhausgründer Walter Gropius begann Heinrich Peus 
seine Arbeit in Dessau. Der langjährige spätere Dessauer 
Oberbürgermeister Fritz Hesse sagte: „Mit ihm kam der 
Mann nach Dessau, in dessen Person sich vier Jahrzehnte 
hindurch in der Stadt Dessau und darüber hinaus in ganz 
Anhalt die Sozialdemokratische Partei gewissermaßen 
verkörperte und dessen zielbewusste und gänzlich unor-

thodoxer Führung sie in erster Linie ihren Aufstieg und die 
beherrschende Stellung zu verdanken hat, die sie später 
längere Zeit im Lande wahrnahm.“
Peus gründete das „Volksblatt für Anhalt“, organisierte die 
SPD und machte sie zur führenden politischen Kraft im 
Lande Anhalt. Dabei verfügte er über ein weitgefächer-
tes Wissen und ließ sich durch Ideologien, Dogmen und 
Parteidisziplin in seinem Denken nicht einschließen. 1901 
gründete Peus einen Konsumverein. Zudem wurde 1904 
auf seine Initiative die „Arbeiterdruckerei“ in Form einer 
Genossenschaft neu organisiert. Dass es 1910 gelang, das 
bürgerliche Vergnügungslokal „Tivoli“ in ein sozialdemo-
kratisches Kulturhaus zu verwandeln, war nur im Zusam-
menspiel von Verein und Genossenschaft möglich. Sie 
bildeten die „Gesellschaft Tivoli“. 
Das „Tivoli“ wurde zum kulturellen und politischen Zent-
rum der Dessauer Sozialdemokratie. Die verschiedensten 
Vereine hatten hier ihr Domizil. In dem großen Saal mit 
2000 Sitzplätzen tagte z.B. der Anhaltische Heimstät-
tentag. 1923 wurde hier der anhaltische Siedlerverband 
gegründet. Vor allem aber fand Peus hier sein Publikum, 

das ihn wie einen Volkstribun ver-
ehrte. Hier entwickelte er seine Visi-
onen von einer gerechteren Welt und 
gab seiner SPD weit vorausgedachte 
Ziele. So hatte der Sozialdemokrat 
bereits vor dem ersten Weltkrieg 
für würdige Arbeiterwohnungen in 
„Siedlungshäusern im Grünen“ ge-
kämpft, lange bevor das Bauhaus die 
Siedlung in Törten baute.
Als das Bauhaus in Weimar geschlos-

sen werden sollte, war Heinrich Peus eine der treibenden 
Kräfte für die Neuorientierung nach Dessau. Er war über-
zeugt, dass nirgends das Umfeld so gut vorbereit war wie 
in Dessau, um dem Bauhaus Lebens- und Arbeitsmöglich-
keiten zuzusichern. Über einen von Peus Besuchen in Wei-
mar schrieb Hesse in seinen Memoiren festgehalten, „aus 
der Unterhaltung mit Gropius hatte er die Überzeugung 
gewonnen, dass sich die Idee und Arbeit des Bauhauses 
mit eigene Ideen berührten und er zweifelte nicht, dass 
die Übernahme des Bauhauses auch seinen Lieblingsge-
danken, der Schaffung von Eigenheimen neuen Auftrieb 
geben würde.“ 
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Liebe Genossinnen und Genossen,

die Sommerpause hat einige ele-
mentare politische Gewissheiten 
bestätigt: das Kabinett Merkel II 
wird als einer der größten par-
lamentarischen Fehlgriffe in die 
bundesrepublikanische Geschich-
te eingehen, die CSU hat Existenz-
ängste und schlägt in ihrer Not 
auf alles, was ihr nahe kommt, 
seien es CDU, Euro oder FDP und 
die SPD fährt immer gut, wenn sie 
geschlossen agiert. So ist zwar der 
Sommerlochfüller „K-Frage in der 
SPD“ erwartungsgemäß erschie-
nen, aber nach drei Tagen war er 
auch schon wieder in den Weiten 
des Sommers verschwunden, auch 
weil sich und uns (fast) alle Prota-
gonisten weitere Debattenbeiträ-
ge erspart haben.

Parlamentarisch erwarten wir ei-
nen heißen Herbst, denn dieses 
Halbjahr wird ein Schlüsselhalb-
jahr für diese Koalition. Eine ganze 
Reihe von Gesetzen harrt im Land-
tag der Beschlussfassung, darun-
ter so zentrale Vorhaben wie das 
FAG, das KiföG mit der Ganztags-
betreuung und das Schulgesetz 
mit der Ganztagsbetreuung. Wir 
werden weiter hart für unsere so-
zialdemokratischen Inhalte strei-
ten. Es ist gut zu wissen, wofür 
man im Sommer Kraft gesammelt 
hat.

Eure 

Katrin Budde

Ein Sozialdemokrat aus dem Kraftfeld der Moderne 
Festakt zum 150. Geburtstag von Heinrich Peus

Von Robert Hartmann

„als das Bauhaus 1925 nach Dessau 
kommt, entwickelt sich dort eine 
Konstellation, in der Kunst, Indus-
trie und Politik aufeinander wir-
ken…. ein Kraftfeld der Moderne 
entsteht….“.

Prof. Dr. Walter Scheiffele

wisa.spd-sachsen-anhalt.de



Nach Plänen des Bundesverkehrsminis-
ters Ramsauer sollen die Wasserschiff-
fahrtsdirektionen (WSD) abgeschafft und 
stattdessen in Bonn eine neue General-
direktion errichtet werden. Betroffen ist 
auch die WSD Ost mit Sitz in Magdeburg. 
Dieser Standort mit seinen derzeit ca. 
150 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
soll demnach zur Außenstelle der Bon-

ner Behörde degradiert werden. Ab 2013 
beginnt ein Umbau, der mit massivem 
Arbeitsplatzabbau verbunden sein wird. 
Der Magdeburger Bundestagsabgeord-
nete Burkhard Lischka hatte deshalb 
gemeinsam mit der Gewerkschaft ver.di 
für den 07. August zu einer Protestkund-
gebung vor der WSD in Magdeburg auf-
gerufen. „Schifffahrtsdirektion darf nicht 

baden gehen!“ – unter diesem Motto de-
monstrierten trotz Urlaubszeit rund 60 
Beschäftigte, Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten und Gewerkschafts-
vertreter gegen die Zerschlagung der 
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung. Mit 
dabei waren unter anderem Sachsen-An-
halts Arbeits- und Sozialminister Norbert 
Bischoff, Magdeburgs Bürgermeister Dr. 
Rüdiger Koch, der Stadtratsvorsitzenden 
Beate Wübbenhorst und dem AfA-Bun-
desvorstandsmitglied Kornelia Keune. 
„Der Stellenabbau und die Umstruktu-
rierungen beseitigen die Arbeitsfähig-
keit des Wasser- und Schifffahrtsamtes 
Magdeburg. Es ist nicht nachvollziehbar, 
dass eine Behörde in Bonn für die Wasser-
straßen in Sachsen-Anhalt zuständig sein 
soll“, kritisierte Lischka. „Außerdem be-
gibt sich der Bund mit seiner Ausweitung 
der Vergabetätigkeit in die Abhängigkeit 
privater Anbieter, die künftig Preise und 
Ausführungsqualitäten diktieren kön-
nen. Unterm Strich droht eine Kostenex-
plosion. Leidtragende werden die Steuer-
zahler in Deutschland sein.“ 	 

Die Auszählung des Bürgerentscheides 
am 15.07.2012 in der Hansestadt Stendal 
erbrachte das überwältigende Ergebnis 
von 70% Zustimmung – Aber die Initiative 
des SPD-Ortsvereines Stendal war trotz-
dem gescheitert. Warum? Die Gemein-
deordnung des Landes Sachsen-Anhalt 
schreibt vor, dass die JA-Stimmen eines 
Bürgerentscheides mindestens 25 % der 
wahlberechtigten Bürger re- präsen-
tieren müssen. Mit der geringen Wahlbe-
teiligung von nur 16,1 % war diese Hürde 
nicht zu überspringen. 
Man muss sich fragen, ob es richtig sein 
kann, dass letztlich die Uninteressierten 
und Wahlverweigerer ein solches Gewicht 
in einem Verfahren direkter Demokra-
tie haben: Praktisch werden in Sachsen-
Anhalt die Stimmen der Nichtwähler per 
Gesetz dem Lager der NEIN-Stimmen zu-
geschlagen. Das kann man politisch nur 
wollen, wenn man den Instrumenten zur 
Ausübung der direkten Demokratie ab-
sichtlich keine Chance geben möchte. 
Der SPD Ortsverein Sten-
dal will deshalb eine Ini-
tiative über den Landes-
verband anstoßen, um 
u. a. dieses  Quorum aus 
der Gemeindeordnung 
zu streichen, damit künf-
tig Bürgerentscheide 
nach der gleichen Regel 
wie jede demokratische 
Wahl funktionieren: Nur 
die Bürger, die sich aktiv 
an der Wahl beteiligen, 
bestimmen das Wahlergebnis! 
Worum ging es in Stendal eigentlich? 
Letztlich um die Frage, ob Stadtrat die 
Hoheit über die Stadtentwicklung behält, 
ob begründete kommunalpolitische Ziel-
setzungen als verlässliche und belastba-
re Regeln beachtet werden, oder ob der 
Stadtrat die Stadtentwicklung  unterneh-
merischen Interessen überlässt. So hatte 

der Stadtrat im Mai des Jahres 2011 mit 
der Mehrheit von CDU und FDP gegen 
sein kurz zuvor verabschiedetes Zentren-
Konzept beschlossen, eine Ausnahme-
genehmigung zur Ermöglichung einer 
Marktansiedlung an einem kritischen Ort 
zuzulassen. Genau in einem mit einer 
Veränderungssperre belegtem Areal! Der 
SPD-Ortsverein und die SPD-Stadtratsfrak-
tion betrachteten dies als eine Entschei-
dung zum Nachteil der Stadt. Nachdem 

der von seiner eigenen 
Fraktion überstimmte 
Oberbürgermeister (CDU) 
von seinem Veto-Recht 
keinen Gebrauch machte, 
initiierte der SPD-Ortsver-
ein ein Bürgerbegehren. 
Das Votum der Bürger im 
Bürgerbegehren war so 
überzeugend, dass nach 
einem langen Streit um 
die Zulässigkeit dem Bür-
gerentscheid zugestimmt 

wurde. – Dieser fand endlich am 15. Juli 
2012 statt. Leider unter den eingangs 
beschriebenen misslichen gesetzlichen 
Rahmenbedingungen, die nach Mei-
nung der Stendaler SPD vom Landtag 
korrigiert werden sollten.

Reinhard Weis
Ortsvereinsvorsitzender OV Stendal 	 
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Erfolgreicher Bürgerentscheid wegen 
Gesetzeslage zum Scheitern verurteilt?

Der Rote Faden

Hurra, die Bundesregierung hat sich doch 
noch entschlossen ein Gesetzesvorhaben 
auf den Weg zu bringen. Ein neues Leis-
tungsschutzrecht für Presseerzeugnisse 
im Internet soll  auf den Weg gebracht 
werden. 
Doch das, was dann vom Kabinett be-
schlossen wurde, ist inhaltlich und poli-
tisch so schlecht, dass die Netzgemeinde 
fassungslos ist.
Worum geht es?
Initiiert vom Springer Verlag hat der Ver-
band Deutscher Zeitschriftenverleger ge-
fordert, dass die Verleger davor geschützt 
werden müssen, dass Suchmaschinen-
betreiber wie etwa Google ihre Inhalte 
zusammenführen und daraus Profit 
schlagen. Die Suchmaschinenbetreiber 
sollen zukünftig dafür zahlen müssen. Die 
Lobbyarbeit der Verleger ist jetzt mit dem 
Gesetzesentwurf von Erfolg gekrönt.
Doch was spricht gegen dieses Gesetz?
Die Regierung entscheidet ohne Not den 
Wettstreit der Geschäftsmodelle einseitig 
zu Gunsten der Verleger. Das Verlagswe-
sen hat lange das Internet unterschätzt 
und  es verpasst eigene Innovationen zur 
Vermarktung ihrer Inhalte zu entwickeln. 
Es wird im Übrigen auch nicht berücksich-
tigt, dass die Suchmaschinenbetreiber 
dafür sorgen, dass die Nutzer auf den Ver-
lagswebseiten landen, was zu Werbeein-
nahmen z.B. durch Banner führt.
Die zu erwartenden Rechtsstreitigkeiten 
zwischen Verlegern und Google haben 
nur einen Verlierer – den Nutzer. Der ein-
fache Zugang zu Informationen wird ver-
baut. Deutschland geht mit diesem Ge-
setz einen rückschrittlichen Sonderweg, 
der den Charakter und die Chancen des 
Internets missachtet.
Ein schlechtes Gesetz. Es schafft Rechts-
unsicherheit bei der Durchsetzung, es ist 
ein fauler Kompromiss, da Schwarz-Gelb 
nicht die Kraft hat eine sehr viel sinnvol-
lere Modifikation des Urheberrechts an-
zugehen und es schafft Hürden für den 
Nutzer, also uns alle.
Das Internet ist der Ort, in dem neue Ar-
beit entsteht. Start-up-Unternehmen 
und Investoren, Kreative und Künstler 
entdecken die riesigen Möglichkeiten für 
sich. Neue Geschäftsmodelle entwickeln 
sich. 
Dieses neue Leistungsschutzrecht ist in-
novationsfeindlich, lasst es uns nach der 
Bundestagswahl entsorgen!
 
Oliver Draber
-Landesgeschäftsführer-

P.S.: Die SPD-Bundestagsfraktion hat 
ein hervorragendes Papier zur Kreativ-
wirtschaft geschrieben. Mehr Informa-
tionen unter: http://www.spdfraktion.
de/kreativpakt	 
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In Folge kam es zu dem Stadtratsbe-
schluss, der das Bauhaus 1925 nach 
Dessau holte. 
Etwa 75 Jahre später wird das Bauhaus 
zum Weltkulturerbe erklärt und erfährt 
damit große  internationale Beachtung! 
Für Peus ist damit ein weiters Stück sei-
ner Vision in Erfüllung gegangen. Zur 
Zeit wird erneut darüber diskutiert, die 
Wirkung des Bauhauses aufzugreifen 
und den Geist der Pneus’schen Zeit in 

zeitgenössische Visionen zu wandeln. 
Der jüngst im Dessau-Roßlauer Stadt-
rat beschlossene „Masterplan Bauh-
ausstadt“ soll dazu beitragen. 
Einen besonderen Rahmen bekam der 
Festakt durch die Mitwirkung der Ido-
Gesellschaft. Peus war als Verfechter 
des Internationalismus und Förderer 
einer internationalen Sprache ein gro-
ßer Befürworter der 1907 entwickelten 
Plansprache. Daher wird Peus in der 
Ido-Gemeinschaft sehr verehrt. Die 
Ido-Gesellschaft nutzte das Jubiläum, 
um in Dessau ihre Tagung durchzufüh-
ren. So war das Bauhaus einmal mehr 
in internationales Flair getaucht.
Peus ist ein sozialdemokratischer Visi-
onär und soll uns als solcher in Erinne-
rung bleiben. So soll der Blick zurück 
nicht nur Geschichte erzählen, sondern 
Kraft und Energie geben, sich den heuti-
gen Fragen zu stellen und nach Lösun-
gen für die Gegenwart zu suchen.
Wer mehr über Heinrich Preus und 
seine Zeit erfahren will, darf gespannt 
auf die Veröffentlichung der Vorträge 
des Festaktes in einem Sonderheft der 
Friedrich Ebert Stiftung sein. 	 

30%

70%

JaNein

Abstimmungsergebnis des Bürgerentscheides

Protest gegen die Zerschlagung 
der Schifffahrtsdirektion



Kleemann, Birke,  Salzwedel
Sehrt-Irrek, Dorothee, Halle
Jaeger, Rolf, Dessau
Eysel,Renate, Blankenburg
Pöll, Florian, Magdeburg
Sölter, Martin, Stendal
Odintsov, Swetlana, Halle
Gilbert, Wolfgang, Halle
Zehle, Philipp, Aken
Hammer, Steven, Halle
Kraneis, Uwe,  Zeitz
Barner, Karsten, Wernigerode
Haberlandt, Ralf, Elbaue-Fläming-Jessen
Paduch, Kathrin, Grunddörfer
Erdmann, Andreas,Sangerhausen
Borrmann, Felix, Seehausen
Spitaler, Raphaela, Magdeburg
Schweizer, Jana, Salzwedel
Arndt, Rayko,Magdeburg

Wir begrüßen als neue Mitglieder 
der SPD  in Sachsen-Anhalt...
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05. September 2012 – Die Schwusos führen in Halle eine 
Verstaltung zum Thema „Gleichgeschlechtliche Paare im 
Familienglück – eine Gesellschaft entwickelt sich für ihre 
Kinder“ durch. Beginn ist 19 Uhr im BBZ Lebensart e. V. - 
Beesener Str. 6, 06110 Halle.

14. bis 16. September 2012 – Der KV Wittenberg führt sein 
Elbewochenende „Blaues Band unter Roter Flagge“ in 
Wittenberg durch. Alle Informationen und das Programm 
gibt es unter www.spd-wittenberg.de 	 

Terminankündigungen
Elbe

Elbe

SPD-Elbewochenende in Wittenberg



mer Recht hat, konnte ich nicht akzep-
tieren. Ich wollte endlich eine neue, 
glaubwürdige Partei.“ 
Als Sprung in die Jetztzeit, sah sich Alo-
is Kösters mit der Frage konfrontiert: 
„Sterben Vollblutpolitiker als Typen 
heute aus?“ Dem stimmte Köster mit 
Einschränkungen zu. Er verwies dabei 

auf die verschiedenen Biographien der 
Politikergenerationen. So waren viele 
Politiker in den Anfangsjahren noch 
Quereinsteiger, etwa aus der Naturwis-
senschaft. Das fehle heute. Allerdings 
könne man solche historischen Situati-
onen wie 1989 nicht wiedererschaffen. 
So hat eben jedes seine Zeit. 	 

Zu seiner Talkrunde „Lischka trifft …“ 
versammelte Burkhard Lischka am 09. 
August auf dem Roten Sofa eine illus-
tre Runde, die noch dazu einige Kurz-

weil versprach: den langjährigen Mag-
deburger Oberbürgermeister Dr. Willi 
Polte, den früheren Landesverkehrsmi-
nister Dr. Karl-Heinz Daehre und den 
Chefredakteur der Magdeburger Volks-
stimme Alois Kösters. 
Im Fokus des Abends stand die Frage 
nach der Sicht auf das Land Sachsen-
Anhalt in seinen Anfangsjahren und 
heute. Die Sichtweise und die Anek-
doten der Diskutanten konnten dabei 
unterschiedlicher nicht sein, waren 
doch die Duz-Freunde Willi Polte und 
Karl-Heinz Daehre als waschechte Voll-
blutpolitiker aus Sachsen-Anhalt, der 

eine SPD, der andere CDU, bereits zur 
Wende 1989/1990 aktiv, während Alo-
is Kösters, als gebürtiger Niedersach-
se erst knapp ein Jahr in Magdeburg 
weilt. So hatte etwa Karl-Heinz Daehre 
seinen ersten Arbeitstag als Minister 
1991 als große Flut von neuen Eindrü-
cken in Erinnerung: das große Telefon 
mit den vielen Knöpfen überforderte 
ihn in einer Weise, dass er bei seiner 
Sekretärin am Morgen zum Kaffee ei-
nen Cognac bestellte. Das habe sich 
aber schnell gelegt, schob er mit einem 
Schmunzeln nach.
Willi Polte hatte 1989 die SDP/SPD 
mitbegründet, war jedoch als DDR-
Bürger schon 1960 in die SPD einge-
treten. Die Umstände im SPD-Ost-
büro in Westberlin waren damals 
ebenso konspirativ wie sie heute 
spannend sind. Seinen frühen SPD-
Eintritt begründete Polte mit der 
tiefen Abneigung gegen Adenauers 
Politik der Spaltung der beiden deut-
schen Staaten durch die Westanbin-
dung und NATO-Mitgliedschaft ei-
nerseits und mit der Situation in der 
DDR andererseits. „Die eine Diktatur 
war gerade zu Ende, und die nächste 
wurde gerade aufgebaut. Das wollte 
ich nicht.“ Er erntete dafür Respekt 
aus dem Publikum. „Hut ab, dass Sie 
den Mut hatten, nach Westberlin zu 
fahren, um in die SPD einzutreten“, 
sagte ein Gast. „Ich bin damals auch 
nach Westberlin gefahren. Aber nur, 
um Zigaretten zu kaufen.“
Von Lischka nach seinen Ängsten und 
Sorgen im Wendeherbst befragt, er-
innerte sich Polte, „wir hatten ge-
heime Garagentreffs und die Sorge, 
observiert zu werden, war schon da. 
Aber eine Partei wie die SED, die im-

Zwischen Garagentreffs und Ministerbüro
Willi Polte, Karl-Heinz Daehre und Alois Kösters zu Gast auf dem Roten Sofa
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Wer erinnert sich nicht an damals? An 
die heftigen Diskussion, die es seiner-
seits landauf, landab zur Gemeindege-
bietsreform gab. Sie war wohl das Auf-
regerthema Nummer eins in der letzten 
Legislaturperiode. So ist es wenig ver-
wunderlich, dass die damals politisch 
Handelnden wissen wollten, was heute 
aus der Reform geworden ist und so bra-
chen die Innen- und Kommunalpolitike-
rinnen und -politiker der Landtagsfrakti-
on zur Kommunalen Sommertour in die 
Weiten des Landes auf.
„Wir wollen mit den kommunalpolitisch 

Verantwortlichen ins Gespräch kom-
men, für deren Arbeit wir im Landtag 
die gesetzlichen Rahmenbedingungen 
beraten und beschließen“, erklärte Sil-
ke Schindler zu Beginn der Tour. „Nicht 
nur im Rückblick, sondern auch bei den 
Vorhaben, die vor uns liegen.“ An aktu-
ellen Themen standen das Förderpro-
gramm zur Entschuldung kommunaler 
Haushalte (STARK II) oder das Landes-
programm zur energetischen Sanierung 
von Kindertagesstätten und Schulen 
(STARK III) auf der Agenda, aber auch die 
Situation der Freiwilligen Feuerwehren. 

Hier gab es erhebliche Kritik an den Ein-
schnitten bei der Aus- und Fortbildung 
der Feuerwehren durch das Innenminis-
terium. Die Abgeordneten teilten diese 
Kritik und versprachen, das Thema mit 
nach Magdeburg zu nehmen. „An der 
der Aus- und Fortbildung zu sparen, ist 
der falsche Weg“, erklärte Innenexper-
te Rüdiger Erben. „Die Kameraden sind 
vielfältigen Gefahren ausgesetzt und 
müssen professionell geschult werden. 
Dazu haben wir selbst in Heyrothsberge 
die wohl bestausgestattete Feuerwehr-
schule in Deutschland.“
Überrascht waren die Landespolitiker 
von der positiven Einschätzung der Ge-
meindegebietsreform. Alle Bürgermeis-
ter auf der Route stimmten unabhängig 
ihrer politischen Zugehörigkeit darin 
überein, dass sich ihre jeweiligen Orte 
in den Jahren nach der Reform gut ent-
wickelten haben. „Wir nehmen das auf 
alle Fälle als kleine Bestärkung mit“, er-
klärten Schindler und Erben. Eines wird 
jedoch in jedem Fall auf der Agenda ste-
hen: die Kommunale Sommertour im 
nächsten Jahr. Es lohnt sich. 	 

Auf Kommunaler Sommertour

Unter dem Motto „Mach‘s mit uns! Für 
Akzeptanz – Gegen Homophobie!“ gab es 
vom 10. bis 19. August 2012 die 11. Christo-
pher Street Days in Magdeburg. Mit diesen 
bunten Aktionstagen wird alljährlich an 
den Aufstand von Homosexuellen gegen 
die Polizeiwillkür in der New Yorker Chris-
topher Street erinnert. Heute sollen sie auf 
die immer noch existierende Homophobie 
in unserer Gesellschaft aufmerksam ma-
chen und für Gleichberechtigung und Ak-
zeptanz werben. 
Zum Auftakt der CSD-Woche mit zahlrei-
chen thematischen Veranstaltungen war 
am 10. August auf dem Rathaus die Regen-
bogenflagge gehisst worden. Der unbe-
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strittene Höhepunkt war jedoch die bunte 
Parade, auf der rund 500 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer begleitet von bunt ge-
schmückten Trucks gegen Homophobie 
und für Toleranz demonstrierten. Sie führ-
te durch die Magdeburger Innenstadt und 
mündete traditionell in einem Straßenfest 
mit Show- und Informationsprogramm 
– erstmals im Ambiente der historischen 
Hegelstraße. 
Eröffnet wurde das Straßenfest durch die 
First Ladies und die Schirmpersonen Tanja 
Walther-Ahrens, ehemalige deutsche Bun-
desliga-Fußballspielerin, und Sven War-
minsky, Landesgeschäftsführer der AIDS-
Hilfe Sachsen-Anhalt e.V. Auch die SPD war 
mit einem Infostand des Stadtverbandes, 
der Jusos Magdeburg und der Schwusos 
Sachsen-Anhalt gut und bunt vertreten.
Da auch im Jahr 2012 homosexuelle Men-
schen in Deutschland Diskriminierungen 
im täglichen Leben ausgesetzt sind, hatte 
der CSD verschiedene Forderungen, die in 
zwei Talkrunden Landes- und Kommunal-
politikerinnen und -Politikern diskutiert 
wurden. Darunter waren die vollständige 
rechtliche Gleichstellung der eingetrage-
nen Lebenspartnerschaft mit der Ehe, ein 
landesweiter Aktionsplan gegen Homo-
phobie und eine verpflichtende Weiterbil-
dung zum Thema sexuelle Identität für alle 
städtischen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter, die in den Bereichen Kinder, Jugend, 
Bildung, Soziales, Senioren und Beratung 
tätig sind.
Für die SPD gingen Thomas Wünsch, 
Staatssekretär im Ministerium für Justiz 
und Gleichstellung des Landes Sachsen-
Anhalt, und Falko Grube, Vorsitzender 
des SPD-Stadtverbands Magdeburg, in 
die Bütt. Beide machten deutlich, dass 
die SPD für eine tolerante und weltoffene 
Gesellschaft steht, in der man ohne Angst 
verschieden sein kann. „Freiheit, Gleichheit 
und Solidarität gilt eben für Jede und Je-
den.“

Sarah Schulze 	 


